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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

12.08.2014 

Geschäftszahl 

Ro 2014/10/0065 

Rechtssatz 

Die Einräumung eines subjektiven Rechts durch eine Norm ist immer dann zu vermuten, wenn nicht 
ausschließlich öffentliche Interessen, sondern zumindest auch das Interesse einer im Besonderen betroffenen und 
damit von der Allgemeinheit abgrenzbaren Person für die gesetzliche Festlegung der verpflichtenden Norm 
maßgebend war. 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 

verbunden): 

Ro 2014/10/0066 


